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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Der Obwaldner Landrat wurde bei den diesjährigen Wahlen um drei Sitze auf 55
aufgestockt. Die CVP behielt mit zwei Sitzgewinnen (neu 35) die absolute Mehrheit im
Rat; sieben ihrer Abgeordneten gehören dem christlich-sozialen Flügel an. Die
Freisinnigen konnten die zwei im Jahre 1986 verlorenen Sitze wieder gutmachen und
kamen auf 14 Mandate. Auch die freien Wählergruppen bauten ihre Vertretung um
einen Sitz auf sechs aus, wobei sich der parteiunabhängige Vertreter aus Engelberg
nicht der neugebildeten Freien Fraktion Obwalden (FF0) anschloss. Die Auto-Partei,
erstmals und einzig im Bezirk Kerns vertreten, erntete mit 0,2% Wählerstimmen ein
unerwartet schlechtes Ergebnis. Im neuen Parlament sitzen nun sechs Frauen (10,9%),
zwei mehr als 1986 und eine mehr als am Ende der Legislaturperiode. 1

WAHLEN
DATUM: 01.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Wahlen ins 60köpfige jurassische Parlament ergaben bei der niedrigsten
Wahlbeteiligung (61,6%) seit der Gründung des Kantons eine leichte Verschiebung
zugunsten von links-grünen Kräften. Der "Combat socialiste" konnte zwei Gewinne
verbuchen und erhielt neu drei Sitze; auch die SP konnte ein Mandat hinzugewinnen.
Hingegen musste die PdA ihren bisher einzigen Sitz abgeben. Die CVP und die FDP
verloren je einen Sitz; alle übrigen Parteien konnten ihren Besitzstand wahren. Die
Frauenvertretung könnte von fünf auf sieben erhöht werden (11,7%); je zwei gehören der
SP und der CVP an, je eine der FDP, der unabhängigen christlich-sozialen Partei und
dem Combat socialiste. 2

WAHLEN
DATUM: 21.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Grossen Rat des Kantons Luzern verlor die CVP drei Mandate und büsste damit die
seit 120 Jahren gehaltene absolute Mehrheit ein. Als Wahlsiegerin stand die SP mit fünf
Sitzgewinnen und einem Zuwachs des Wähleranteils von über 3% da; damit konnten die
Sozialdemokraten die seit 1979 anhaltende Talfahrt beenden. Gleichzeitig überholte sie
wieder das Grüne Bündnis (zur GPS gehörend), welches seinerseits drei Mandate verlor.
Die Liberalen (FDP) konnten ebenfalls einen Sitz hinzugewinnen. Bei den kleinen
Parteien CSP und "Unabhängigen Frauenliste" gab es keine Veränderungen. Dank elf
zusätzlichen Mandaten steigerten die Frauen ihren Anteil von 18% auf 24,7%. Die
Stimmbeteiligung sank gegenüber den letzten Wahlen um weitere fünf Prozentpunkte
auf 51,9%. 3

WAHLEN
DATUM: 21.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Bündner Grossratswahlen, welche nach dem Majorzverfahren durchgeführt
werden, verlor die FDP wieder drei Mandate wie bereits im Wahljahr 1989; auch die
DSP ging mit zwei Verlusten als Verliererin aus den Wahlen hervor. Im Gegensatz dazu
konnte die SP zwei Mandate zulegen; zu den Gewinnern zählten auch die SVP, die CVP
und die Linke Alternative (Chur) mit je einem Sitzgewinn. Die CSP konnte ihren
Besitzstand wahren. Die Frauenvertretung stieg von 6 auf 8 (6,7%). Zum ersten Mal wird
die Legislaturperiode nun drei statt zwei Jahre dauern. 4

WAHLEN
DATUM: 05.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Grossratswahlen im Kanton Freiburg, welche nur alle fünf Jahre stattfinden, haben
eine leichte Verschiebung der politischen Kräfte zugunsten der Linken und Grünen
sowie eine Stärkung der Frauenvertretung gebracht. Verlierer waren die CVP und die
FDP, welche vier resp. drei Sitze verloren; wähleranteilmässig büsste die CVP mit vier
Prozent am meisten ein. Die SP verlor einen Teil ihrer Wählerschaft und drei Sitze an
die 1989 durch den SP-Dissidenten Félicien Morel gegründete Demokratisch-soziale
Partei (DSP); letztere war gegen Ende der vergangenen Legislaturperiode schon durch
zwei dissidente Sozialdemokraten vertreten und erhielt neu sieben Sitze. Die
unabhängige CSP, welche mehr Sympathien für die DSP als für die CVP hegt, verlor zwei
Sitze. Hingegen konnten die Grünen auf Anhieb vier Sitze gewinnen. Somit vereinigt das
links-grüne Spektrum 49 Sitze (+6) während das bürgerliche Lager mit neu 80 Mandaten
über sieben Sitze weniger als bisher verfügt. Die Frauenvertretung erhöhte sich von 14
(am Ende der Legislatur 12) auf 19 Rätinnen (14,6%), wovon allein zehn der SP

WAHLEN
DATUM: 17.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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angehören. 5

Bei den Walliser Grossratswahlen setzte sich der Erosionsprozess der CVP/CSP, welche
vier Mandate von bisher 79 und 3,5% Wähleranteil einbüsste, weiter fort. Zwar ist die
rückläufige Tendenz der Christlichdemokraten hier langsamer als in den anderen
Landesgegenden, die CVP hat aber seit 1961 stetig Verluste hinnehmen müssen und
immerhin insgesamt 13 Mandate eingebüsst. Auf der Gewinnerseite standen die FDP
sowie die SP, welche je zwei zusätzliche Sitze erobern konnten. Die unter
verschiedenen Namen auftretenden Liberalen (LP Sierre, Hérens, Sion, Entremont,
Centre libéral et indépendant Martigny, Liste Parti chrétien-social/libéral Conthey)
konnten ihren Besitzstand von fünf Mandaten halten und bilden weiterhin eine Fraktion
(sie hatten nach den letzten Wahlen unter Beizug von zwei auf christlichsozialen und
unabhängigen Listen gewählten Parlamentariern einen Zusammenschluss erwirkt). Die
Frauen konnten ihre Sitzzahl um fünf auf 14 erhöhen (10,8%). 6

WAHLEN
DATUM: 07.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im 55köpfigen Obwaldner Kantonsrat konnte die CVP mit neu 37 Sitzen zwei Mandate
hinzugewinnen; zehn ihrer Abgeordneten gehören dem christlich-sozialen Flügel an.
Innerhalb der Fraktion kam es insofern zu einer Gewichtsverschiebung, als die CVP
einen Sitz einbüsste und die CSP drei Sitze hinzugewinnen konnte. Die CVP allein verlor
damit ihre absolute Mehrheit. Die Liberalen (FDP) konnten ihre Sitze halten, das
Demokratische Obwalden verlor einen der bisher fünf Sitze. Die Auto-Partei, die zum
zweiten Mal antrat, konnte ihren Wähleranteil von 0,2% im Jahre 1990 nicht erhöhen.
Fast verdoppeln konnten die Frauen ihren Anteil mit neu elf Kantonsrätinnen. Die
Stimmbeteiligung von 43% fiel für Obwaldner Verhältnisse tief aus. 7

WAHLEN
DATUM: 27.03.1994
EVA MÜLLER

Im 120köpfigen Bündner Grossen Rat kam es, wie das Majorzsystem erwarten liess, zu
keinen grossen parteipolitischen Verschiebungen. Die Bürgerlichen dominieren in
Graubünden fast unverändert, wobei die zwei stärksten Parteien SVP und CVP je einen
Sitz einbüssten; die FDP realisierte zwei Gewinne. Die CSP und die DSP konnten ihre
Sitze halten, die SP verlor einen Sitz. Nicht mehr im Parlament vertreten sind die
Unabhängige Demokratische Partei Davos und die Linke Alternative. Gut schnitten die
Frauen ab: der Frauenanteil erfuhr mit neu 18 Kantonsrätinnen eine Verdoppelung. 8

WAHLEN
DATUM: 01.05.1994
EVA MÜLLER

Das jurassische Stimmvolk entschied sich bei den Parlamentswahlen für stabile
Verhältnisse. Im sechzigköpfigen Parlament kam es nur gerade zu einer
Sitzverschiebung: Die CVP gewann einen Sitz und konnte ihre Sitzzahl von 21 auf 22
erhöhen, während die linksgrüne Gruppierung Combat socialiste einen ihrer drei Sitze
verlor. Die FDP mit 15, die SP mit 12, die CSP mit 8 und die SVP mit einem Sitz verfügen
über eine unveränderte Sitzzahl. Die Grünen, die erstmals antraten, schafften den
Sprung ins Parlament nicht. Der Frauenanteil blieb mit 13,3% unverändert. 9

WAHLEN
DATUM: 23.10.1994
EVA MÜLLER

Im Kanton Wallis traten in den 14 Wahlbezirken insgesamt 249 Kandidierende an. Die
zentrale Frage war, ob die CVP und die CSP ihre bisherige Mehrheit im 130-köpfigen
Grossen Rat würden halten können. Die Nationalratswahlen 2011 hatten gezeigt, dass
die Christdemokraten im Kanton Wallis sowohl von links als auch von rechts bedrängt
werden. Die C-Parteien verfügten vor den Wahlen zusammen über 68 Sitze, wobei die
CVP 54 Mandatsträger nach Sion schickte und in allen 14 Wahlbezirken mit insgesamt 67
Kandidierenden antrat. Die CVP hatte insbesondere im Oberwallis viele
Zurückgetretene zu ersetzen. Die CSP (bisher 14 Sitze) trat in sechs Bezirken alleine an.
Dort schickte sie 19 Kandidierende ins Rennen. Die FDP trat in neun Wahlkreisen mit 37
Personen an, um ihre 28 Sitze zu verteidigen; im Gegensatz zu 2009 kandidierte der
Freisinn im Oberwallis allerdings nur noch im Wahlkreis Visp. Insbesondere die SVP
plante einen Angriff auf die Hegemonie der C-Parteien mit dem Ziel, die seit 1999
sukzessive eroberten 12 Sitze weiter auszubauen. Ausser in zwei Kleinstbezirken trat die
Volkspartei im ganzen Kanton – in vier Wahlkreisen zusammen mit den „Freien Wählern“
– mit dem insgesamt grössten Kandidatenensemble von 70 Personen an. Die SVP konnte
dabei auf ihr für den Regierungsrat antretendes Zugpferd Oskar Freysinger setzen
(siehe unten). Die Linke wollte die insgesamt 22 Mandate mit unterschiedlichen Listen
in den verschiedenen Wahlkreisen ausbauen. Die SP trat in drei Bezirken (Conthey,
Hérens und Monthey) alleine, in Visp mit ihrer Jungpartei und Gewerkschaften, in Brig

WAHLEN
DATUM: 03.03.2013
MARC BÜHLMANN
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zusätzlich mit den Grünen und in Leuk mit Unabhängigen an. In Sion und St. Maurice
kandidierte eine „Alliance“ aus SP und CSP. Insgesamt wurden in diesen sieben Bezirken
29 Personen mit Bezug zur SP gelistet. Die Sozialdemokraten traten in Martigny und
Sierre zudem auch unter dem Label Alliance de Gauche (AdG) zusammen mit der CSP
und der GP an. 14 Personen warben auf diesen Listen um die Gunst der Wählerschaft.
Die Grünen verbanden sich nicht überall mit der SP, sondern traten in drei Bezirken
(Conthey, Monthey und Sion) alleine mit 8 Kandidierenden an. Vor vier Jahren war die
GP lediglich in einem Bezirk alleine angetreten. Eine ebenfalls dem linken Lager
zuzuordnende parochiale Vereinigung unter dem Namen Entremont Autrement
schickte im Bezirk Entremont fünf Kandidierende ins Rennen. Im Gegensatz zu 2009
traten die Piratenpartei und die alternative Linke nicht mehr an. Im gleichen Wahlkreis
kam es vor, dass mehrere Kandidierende mit gleichem Namen (also gleichem Vor- und
Nachnamen) antraten. Die Wählerschaft war deshalb aufgefordert worden, die
Listennummer und/oder den Beruf der gewählten Politiker/innen ebenfalls auf dem
Wahlzettel zu vermerken. Die Grossratswahlen standen deutlich im Schatten der
Regierungswahlen, die zu einem Zweikampf zwischen Christian Varone (fdp) und Oskar
Freysinger (svp) hochstilisiert wurden (siehe unten). Darüber hinaus fand am 3. März die
für den Kanton Wallis bedeutende Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz
(RPG) statt. Der Wahlkampf für den Grossen Rat war deshalb unaufgeregt.

Nicht wenige Kommentare nach den Wahlen liessen vermuten, dass besagte
Abstimmung zum RPG mitverantwortlich war für den Wahlausgang und die
ausserordentlich hohe Wahlbeteiligung von 68,2% (2009: 54,6%). Der Verlust der CVP
von fünf Sitzen wurde denn auch darauf zurückgeführt, dass sich die CVP-Bundesrätin
Doris Leuthard stark für die Revision des RPG eingesetzt hatte. Allerdings büsste auch
die CSP zwei Sitze ein. Mit neu noch 61 Sitzen verfügten die C-Parteien damit zwar nach
150 Jahren erstmals nicht mehr über eine absolute Mehrheit im Grossen Rat, blieben
aber nach wie vor mit Abstand stärkste Kraft. Insgesamt erhielten sie 41,6% der
Wählerstimmen (2009: 48,5%). Von den Verlusten der CVP (neu 49 Sitze) und der CSP
(neu 12 Sitze) profitierte die SVP, die gleich um neun Sitze (neu 21 Sitze) und um fast
sechs Prozentpunkte an Wählerstärke zulegte (neu: 17,2%; 2009: 11,5%). Die FDP konnte
ihre 28 Mandate verteidigen und an Wählerstärke sogar leicht zulegen (neu: 24,6%;
2009: 22,3%). Die Linke hingegen büsste insgesamt zwei Sitze ein: die AdG musste drei
Sitze abgeben, während die Entremont Autrement neu einen Vertreter in den grossen
Rat schicken konnte. Dort wo SP (4 Sitze) und Grüne (2 Sitze) alleine antraten, konnten
sie ihre Besitzstände wahren. Insgesamt verfügte die Linke damit insgesamt über
weniger Rückhalt in der Wählerschaft (16,6%) als noch vor vier Jahren (17,7%). Trotz
Bruch mit der CVP-CSP-Hegemonie, wurden keine grossen politischen Veränderungen
erwartet. Kommentatoren interpretierten die (verloren gegangene) absolute Mehrheit
der C-Parteien als lediglich symbolisch, weil zahlreiche Geschäfte sowieso von einer
erdrückenden bürgerlichen Mehrheit unterstützt werden würden. Bedeutender seien
im Parlament von je her die regionalpolitischen Unterschiede, die sich nicht selten quer
durch die Fraktionen zeigen. Insgesamt hatte der Grosse Rat einen leichten
Rechtsrutsch zu verzeichnen. Darüber hinaus wies das Parlament auch ein höheres
Durchschnittsalter als vor vier Jahren auf. Waren die Gewählten 2009 im Schnitt noch
43 Jahre alt gewesen, wiesen die 2013 neu bestellten Mandatsträger ein mittleres Alter
von 48 Jahren auf. Der Frauenanteil nahm hingegen deutlich ab. Waren 2009 noch 28
Sitze von Frauen besetzt (21,5%) nahmen ab 2013 lediglich noch 20 Frauen Einsitz im
kantonalen Parlament (15,3%). Ein weiterer augenfälliger Unterschied zu den Wahlen
2009 zeigte sich hinsichtlich der Fluktuation. Waren 2009 nicht weniger als 53% der
Gewählten neu im Parlament, betrug dieser Anteil 2013 noch 29%. 10

Wahlen in kantonale Regierungen

Auch an der Obwaldner Landsgemeinde konnten sich die Kampfkandidaturen der
Unabhängigen und der Frauen nicht durchsetzen. Im Ausscheidungsverfahren gewann
Josef Nigg (cvp) in einem ersten Durchgang die Wahl gegen sämtliche Gegenkandidaten
von CSP, den Unabhängigen und die einzige Frau, Trudy Abächerli (fdp). Im zweiten
Durchgang setzte sich Hans Hofer (csp) gegen die verbliebenen Kandidaten durch,
wobei die Endausmarchung gegen den Unabhängigen Bruno Santini relativ knapp
ausfiel. Zwei Tage nach der Landsgemeinde wurde allerdings ein Formfehler in Bezug
auf das Ausscheidungsverfahren im zweiten Durchgang entdeckt. Deshalb musste die
Wahl Hans Hofers an einer zweiten Landsgemeinde wiederholt werden, obwohl sich die
übrigen Kandidaten und die einzige Kandidatin nicht mehr zur Wahl stellten. Insgesamt
hat die CVP die absolute Mehrheit zurückgewonnen, die Schwesterpartei CSP konnte
ihren Regierungssitz halten, die FDP hielt ihre zwei Sitze (der 1989 zurückgetretene

WAHLEN
DATUM: 29.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Hans Hess war parteilos). 11

Die jurassischen Regierungsratswahlen brachten mit der Kandidatur von Odile
Montavon des "Combat socialiste" sehr viel Spannung auf die politische Bühne.
Montavon kam im ersten Wahlgang für den fünfköpfigen Regierungsrat an vierter Stelle
zu stehen. Damit konnte sie sich mit einem Vorsprung von über 1200 Stimmen vor den
bisherigen Ministern François Mertenat (sp) und Pierre Beuret (csp) plazieren. Im
Kantonshauptort Delémont figurierte sie gar an der Spitze aller Kandidatinnen und
Kandidaten. Als einziger erreichte François Lachat (cvp) das absolute Mehr und war
somit im ersten Wahlgang gewählt. Vor dem zweiten Wahlgang entzog dann allerdings
die SP Montavon die Unterstützung, um allein auf den eigenen Kandidaten Mertenat zu
setzen. Auf der anderen Seite unterstützten sich die beiden christlichen Parteien
gegenseitig und riefen zu Wahldisziplin zugunsten der eigenen Kandidaten auf. Die
Aussenseiterin Montavon blieb ohne sozialdemokratische Unterstützung hinter den vier
Bisherigen zurück. Die Regierungszusammensetzung blieb damit personell und
parteipolitisch unverändert; ausser Gaston Brahier (fdp, seit 1986) sind alle Minister
seit Bestehen des Kantons im Amt. 12

WAHLEN
DATUM: 21.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Wahlen in die Kantonsregierungen kam es parteipolitisch in vier Kantonen zu
einer neuen Zusammensetzung: In Glarus konnte die SP der CVP einen Regierungssitz
wegnehmen, in Baselland gewann die CVP einen Sitz auf Kosten der SVP. Im Waadt
verlor die FDP einen Sitz zugunsten der Grünen, während im Jura der Combat socialiste
und die CSP ausschieden und der FDP und der SP den Wiedereintritt in die Regierung
ebneten. Auffällig ist die Nichtbestätigung gleich dreier bisheriger
Regierungsmitglieder: Jules Landolt (cvp, GL), Odile Montavon (combat socialiste, JU)
und Philippe Pidoux (fdp, VD) wurden nicht wiedergewählt. Deutlich ist auch die
Zunahme des Frauenanteils in den Exekutiven: Baselland und Zug wählten ihr erstes
weibliches Regierungsmitglied, während Appenzell Ausserrhoden auf Anhieb zwei
Frauen in die Regierung schickte und damit dem Beispiel des Kantons Bern folgte, der
mit Elisabeth Zölch ebenfalls eine zweite Frau in die Regierung gewählt hat. Bis Ende
des Berichtsjahres waren damit von 166 kantonalen Exekutivämtern 16 (9,6%) von
Frauen besetzt (1993: 11; 6,6%).

WAHLEN
DATUM: 01.01.1994
EVA MÜLLER

Im Jura mussten die letzten Minister der ersten Stunde, François Lachat (cvp), Pierre
Boillat (cvp) und Jean-Pierre Beuret (unabh. csp) wegen der Amtszeitbeschränkung
ausscheiden. Zudem galt es für die FDP und die SP, ihre im Vorjahr bei
Ergänzungswahlen verlorenen Sitze zurückzuerobern. Im ersten Durchgang schaffte
keiner der 19 Kandidierenden das absolute Mehr für einen der fünf Regierungssitze,
wobei mit drei CVP- und einem FDP-Vertreter die Bürgerlichen die Rangliste anführten.
Bereits wurde über eine rein bürgerliche Regierung nach dem Vorbild Genfs spekuliert,
was der zweite Wahlgang aber nicht bestätigte: Mit dem zweitbesten Resultat konnte
sich der Sozialdemokrat Claude Hêche durchsetzen. Mit drei gewählten Kandidaten,
dem Bisherigen Pierre Kohler sowie den Neuen Jean-François Roth und Gérald
Schaller, eroberte die CVP das absolute Mehr in der Regierung. Die Freisinnigen
konnten ihren 1993 verlorenen Sitz mit einer Frau, Anita Rion, zurückgewinnen,
verpassten aber ihr Ziel einer Zweiervertretung knapp. Nicht wiedergewählt wurde
Odile Montavon von der linksgrünen Gruppierung Combat socialiste, die 1993 bei den
Ergänzungswahlen als erste Frau in die jurassische Regierung gewählt worden war. 13

WAHLEN
DATUM: 06.11.1994
EVA MÜLLER
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Kommunale Wahlen

Die Wahlen des Stadtrates und des Gemeinderates waren in Zürich durch einen
aussergewöhnlich harten Kampf geprägt. Zürcher Wahlkampfthemen wie das
Wohlgroth-Areal und die SVP-Inseratekampagne über "die Linken und die Netten" (mit
den Netten waren die anderen bürgerlichen Parteien gemeint) fanden in der ganzen
Schweiz Beachtung, wobei vor allem der politische Stil umstritten war. Die SVP-Negativ-
Kampagne, welche die Schuld an Kriminalität, Drogenelend und Arbeitslosigkeit in
Zürich pauschal der linken Regierungsmehrheit in die Schuhe schob und nicht davor
zurückschreckte, in ihren Inseraten eine falsche Graphik zur Kriminalität zu verwenden,
fiel jedoch nicht nur durch ihre argumentatorische Härte auf. Sie wurde auch als der
teuerste Wahlkampf eingeschätzt, den eine Lokalpartei in der Schweiz je geführt hat. 

In der Zürcher Stadtregierung kam es dann nicht zur angestrebten bürgerlichen
Wende: Die bürgerlichen Parteien konnten ihre Vertretung auf Kosten der EVP zwar von
drei auf vier Mandate erhöhen, doch die rot/grün/christlich-soziale Mehrheit stellt mit
der Wahl von Monika Stocker (gp) weiterhin fünf von neun Stadtratsmitgliedern. Mit
Monika Stocker sind die Grünen erstmals in der Stadtzürcher Exekutive vertreten; sie
übernahm den Sitz der zurücktretenden parteilosen Emilie Lieberherr (ex-sp). Die SP
besetzt mit ihren Bisherigen Ursula Koch, Josef Estermann und Robert Neukomm
unverändert drei Sitze. Die CVP konnte ihren Sitz mit Wolfgang Nigg halten, nachdem
sie sich von Willy Küng getrennt hatte. Willy Küng erreichte als von der CSP portierter
Parteiloser dann gerade noch den neunten Regierungssitz. Die beiden Freisinnigen
Hans Wehrli und Thomas Wagner, dieser mit dem Spitzenresultat, wurden
wiedergewählt; einen dritten FDP-Sitz gewann zudem Kathrin Martelli (fdp) mit dem
viertbesten Resultat. (Wehrli (fdp) war 1992 in einer Ergänzungswahl für den
zurücktretenden Kaufmann (ex-sp) gewählt worden.) Ruedi Aeschbacher (evp) wurde
nach 16 Jahren Amsttätigkeit abgewählt. Als einziger amtierender Stadtrat war er
weder auf der rot-grünen noch auf der bürgerlichen Sechserliste aufgeführt und wurde
Opfer des stark polarisierten Wahlkampfes. Die Wahl verpasst hat auch Andreas Müller
(svp), der zudem erfolglos als bürgerlicher Herausforderer gegen den
sozialdemokratischen Stadtpräsidenten Estermann antrat. 

Anders als in der Exekutive büsste die Linke im Gemeinderat mit neun Sitzverlusten
ihre 1990 errungene absolute Mehrheit ein. Neu stehen 55 Sitze der rot-grünen
Parteien 57 bürgerlichen Sitzen gegenüber. Die SVP verzeichnete einen Erdrutschsieg:
ihre Fraktion im Zürcher Stadtparlament wuchs um zwölf auf 19 Sitze; die FDP legte drei
Sitze zu. Die CVP büsste weitere zwei Sitze ein, die SD verlor einen Sitz, während die
Auto-Partei ganz leer ausging. LdU und EVP verloren einen resp. zwei Sitze. Die SP
behauptete sich trotz vier Sitzverlusten als stärkste Partei, verloren haben aber ihre
Partner: Die Grünen büssten die Hälfte ihrer Sitze ein und kamen noch auf fünf
Mandate. Die Alternative Liste gab zwei Sitze an die Frauenliste FraP ab, die neu auf fünf
Sitze kommt. Die Vertretung der Frauen erhöhte sich um sieben auf 47 von insgesamt
125 Mandaten (37,6%). 14

WAHLEN
DATUM: 06.03.1994
EVA MÜLLER

Eidgenössische Wahlen

Die FDP blieb trotz ihren Verlusten stärkste Partei und sprach als einzige mehr als 20%
der Wählenden an. Die SP rückte mit einem gemessen am Wähleranteil knappen
Vorsprung, jedoch mit deutlich mehr Sitzen als die CVP auf die zweite Position vor;
vierte Partei blieb die SVP. Seit Bestehen der Zauberformel haben alle vier im Bundesrat
vertretenen Parteien zusammen und auch einzeln erstmals keine Sitze gewinnen
können. 146 der 200 Nationalrätinnen und Nationalräte gehören einer dieser vier
Parteien an; zusammen erhielten sie 79% der Stimmen. An fünfter Stelle rangiert die GP
mit 6,1 % und neu 14 Sitzen. Gemessen am Wähleranteil folgen darauf die AP und die SD.
Mit lediglich 3% Wähleranteil erreichte die auf wenige Kantone beschränkte LP zehn
Sitze. Die im Parlament eine Fraktionsgemeinschaft bildenden LdU und EVP erzielten
2,8% resp. 1,9% der Stimmen und 5 resp. 3 Sitze. Erstmals in der Bundesversammlung
vertreten ist die EDU, welche gesamtschweizerisch auf einen Stimmenanteil von 1%
kam. Nicht mehr im Nationalrat vertreten sind hingegen die POCH; die Grün-
Alternativen sind es nur noch dank der FraP (ZH). Ihre Kandidatinnen und Kandidaten
waren teilweise von der SP, teilweise von der GP aufgenommen worden. Hingegen
konnte die PdA in der Waadt mit dem Kantonalpräsidenten Zisyadis einen zweiten Sitz
ergattern. Nach politisch-ideologischen Lagern analysiert, haben sich die rot-grünen
Kräfte etwa halten können, die politische Mitte ist weiter geschrumpft und das rechte,
ausserhalb der Regierung politisierende Lager ist klar gestärkt aus den Wahlen

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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hervorgegangen.

Durch Zusammenschlüsse auf Fraktionsebene haben sich die Sitzverteilungen im
Nationalrat und die Wähleranteile noch leicht verändert; die Sozialdemokraten nahmen
den Vertreter der PSU (TI), Werner Carobbio, und die FraP-Vertreterin Christine Goll
(ZH) in ihre Reihen auf, womit sie zusammen 19,1 % Anteil erhalten. Die ursprünglich
vorgesehene Absprache einer Fraktionsgemeinschaft zwischen Vertretern und
Vertreterinnen des links-grünen "DACH"-Bündnisses und der PdA kam, bedingt durch
das schlechte Abschneiden der alternativen Linken, nicht zustande; die beiden
Nationalräte der PdA blieben fraktionslos. Der einzige Gewählte der EDU, Werner
Scherrer (BE), verblieb auch ausserhalb der Fraktionen. Die CVP nahm den Vertreter der
unabhängigen Christlichsozialen Partei des Kantons Freiburg, Hugo Fasel, auf (37
Mandate, 18,6%). Der LdU bildete wie bisher zusammen mit der EVP und dem
parteilosen Herbert Maeder (AR) eine neunköpfige Fraktion (5%). Die SD schliesslich
schlossen ein Zweckbündnis mit der Lega dei Ticinesi (7 Mandate). 15

Von den übrigen Nicht-Bundesratsparteien zeigten sich die LP (2,3%), die EVP (1,8%)
und die CSP (0,4%) erneut stabil. Dennoch verloren die Liberalen in der Waadt ein
Mandat an die SVP und retteten mit den verbleibenden sechs Mandaten ihre
Fraktionsstärke nur knapp. Dagegen konnte die EVP im Aargau ein Mandat gewinnen.
Der LdU – ehemals grösste der Nicht-Bundesratsparteien – setzte seine Serie der
Niederlagen seit 1967 (9,1%) fort. Trotz der Restrukturierung verlor er weitere 1,1% und
erreichte mit 0,7% das schlechteste Wahlergebnis seit seiner Gründung 1936. In Zürich
wurde der im Laufe des Jahres in den Nationalrat nachgerückte Parteipräsident Schaller
nicht wiedergewählt und das Aargauer Mandat ging der Partei ebenfalls verlustig. Dem
LdU, der sich nach den Wahlen auflöste, blieb ein einziger Zürcher Sitz in der grossen
Kammer.

Angesichts dieser Resultate kann von einem Rechtsrutsch, wie er von vielen
inländischen und ausländischen Medien nach den Wahlen kommuniziert worden war,
trotz des Wahlsiegs der SVP nicht gesprochen werden. Vielmehr konzentrierte sich der
schon vorher im Parlament vertretene nationalkonservative Protest auf eine Partei und
führte nahezu zum Verschwinden der kleinen Rechtsaussenparteien. 16

WAHLEN
DATUM: 28.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die EVP führte den Wahlkampf mit einer Wertekampagne unter dem Motto „Werte fürs
Leben, Werte für die Schweiz“. Sie präsentierte sich als Mittepartei, die in den
Bereichen Ökologie und Familienpolitik linke, in der Gesellschaftspolitik dagegen rechte
Positionen einnimmt. Schwerpunkte in der Wahlplattform der EVP waren
Familienpolitik, Umweltpolitik und eine gerechte Wirtschaftspolitik. Das Wahlziel der
EVP war, aus eigener Kraft Fraktionsstärke zu erreichen, wofür zwei zusätzliche Sitze
nötig gewesen wären. Dies wollte die Partei durch eine Verdoppelung ihrer
Nationalratsvertretung in den Kantonen Bern und Zürich erreichen. Die EVP trat in
insgesamt 13 Kantonen zu den Wahlen an. Die Liberale Partei bestritt die Wahlen mit
dem Slogan „Der Freiheit Flügel verleihen“. Die Wahlplattform der Liberalen, die im Juni
2007 verabschiedet wurde, enthielt drei Grundsätze: den Menschen mehr Vertrauen
schenken als dem System, die Bürger zur Übernahme von Verantwortung motivieren
und den Jungen eine Chance geben. Das Wahlziel der Liberalen war, ihre 2003
verlorenen Sitze im National- und Ständerat wieder zurückzuerobern. Sie trat in den
Kantonen Genf, Waadt, Neuenburg, Wallis und Basel-Stadt zu den Wahlen an. Die
Grünliberalen, die im Juli aus den kantonalen Sektionen Zürich und St. Gallen eine
nationale Partei gründeten, strebten in ihren Leitlinien eine Vereinbarung von liberalen
und ökologischen Anliegen an. Die Partei positionierte sich im politischen Zentrum.
Inhaltlich wurden mehrheitlich die Positionen der Grünliberalen des Kantons Zürich für
die Leitlinien der nationalen Partei übernommen. Die CSP trat in den Kantonen
Freiburg, Jura, Wallis und Zürich an. Im Kanton Jura kandidierte sie auch für den
Ständerat. Ihr Wahlziel war das Erreichen eines zweiten Sitzes im Nationalrat neben
demjenigen von Hugo Fasel (FR). 17

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL
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Die EVP präsentierte ihre Wahlziele auf einer A4-Seite auf welcher Religionsfreiheit, ein
Ende der „Familienstrafe“ (in Steuersachen), Schuldenabbau, ein Stopp des
Krankenkassenprämienwachstums und des Energieverbrauchs gefordert wurden.
Darüber hinaus wollte sich die EVP für die Halbierung der weltweiten Armut einsetzen.
Ziel der CSP war die Verteidigung ihres Sitzes. Sie trat mit Marie-Thérèse Weber-Gobet
(FR) an, die 2010 für Hugo Fasel nachgerutscht war. In den Kantonen Genf und Waadt
trat das Mouvement Citoyens Romand (MCR) an, eine in Genf gegründete Bewegung
(Mouvement Citoyens Genevois) die sich mit scharfen Protesten gegen Grenzgänger
nicht nur einen Namen gemacht hatte, sondern bei den kantonalen und kommunalen
Genfer Wahlen auch viele Stimmen auf sich vereinen konnte. Neben dem
Grenzgängerthema machte das MCR in Genf auch mit Aktionen gegen Krankenkassen
von sich reden. Trotz erfolgloser Teilnahme an den Wahlen von 2007 wurden die
Chancen des MCR für 2011 als intakt betrachtet. Die Alternative Linke wollte sich für
eine radikale Änderung der Gesellschaft auf antikapitalistischer, ökosozialistischer,
demokratischer und feministischer Basis einsetzten und präsentierte Leitplanken für
die Umsetzung dieser Idee. Schwerpunkte des Aktionsprogramms der EDU waren unter
anderem die Glaubensfreiheit (inkl. Durchsetzung des Minarettverbots), Lebensschutz
(gegen Abtreibung und gegen Sterbehilfe) und Familienpolitik (private statt staatliche
Betreuung). Die Lega versprach sich einzusetzen gegen Missbräuche im Asylwesen, bei
der Einwanderung und bei den Sozialversicherungen. Zudem solle das Bankgeheimnis
geschützt bleiben. Die Sozial-Liberale Bewegung (SLB) war nach dem Ausschluss von
Ricardo Lumengo aus der SP gegründet worden. Seit Sommer 2011 hatte diese Partei
also einen Nationalratssitz inne und durfte deshalb in der Wahlbroschüre des Bundes
Werbung für sich machen. Sie schrieb sich dort nachhaltige Energie, respektvolle
Migration und bezahlbare Gesundheit auf ihre Fahnen. In sieben Kantonen (GE, BE, ZH,
FR, BS, AG, VD) trat auch die Piratenpartei an, die auf einen Berliner-Effekt hoffte. Die
2006 in Schweden gegründete Bewegung hatte in der deutschen Hauptstadt bei den
Wahlen ins Landesparlament im September 2011 auf Anhieb 15 Sitze gewonnen. Die
monothematische Partei mit liberaler Ausrichtung setzt sich für Transparenz und
Zensurverbote im Internet ein. 18

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Vor den Wahlen brachte die Parteipräsidentin Eva Segmüller (SG) ihre Hoffnung zum
Ausdruck, dass die schlechten Prognosen für ihre Partei zusätzliche Kräfte mobilisieren
würden; dies war jedoch nicht der Fall. Die CVP erlitt bei den Nationalratswahlen eine
Einbusse von 1,5 Prozentpunkten bei den Wähleranteilen und sank auf 18,2% (inklusiv
CSP-Listen in LU, SZ, SG, VS) ab; in sechs Kantonen verlor sie sieben Sitze und gewann
nur in einem ein Mandat neu hinzu. Im Ständerat verlor sie zwei weitere Sitze (SZ, TI),
nachdem 1990 schon in Glarus der christlichdemokratische Sitz an die FDP gegangen
war. 19

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Konservative und Rechte Parteien

Die christlich-soziale Partei des Kantons Freiburg ist für die Nationalratswahlen eine
Listenverbindung mit der Demokratisch-sozialen Partei eingegangen. Mit 7,7%
Wähleranteil eroberte sie einen Sitz in der Person von Hugo Fasel, der in die CVP-
Fraktion aufgenommen wurde. Bei den kantonalen Wahlen eroberte die CSP neun Sitze
bei 7,1% Wähleranteil. Die bündnerische CSP versuchte mit einer Mitte-Links-Allianz
bei den Nationalratswahlen die CVP zu konkurrenzieren; mit der Listenbezeichnung
Christlichsoziale und Unabhängige – in einem Wahlbündnis mit der SP, Autunna verde
und Jung 91 – erreichte sie 6,9% Wählerstimmen. Die jurassische PCSI hat auf die
Teilnahme an den Nationalratswahlen verzichtet. 20

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Mit dem Slogan „einfach menschlich“ wollte die CSP ihren Sitz im Nationalrat mit
Forderungen im Bereich der Sozial- Umwelt- und Bildungspolitik verteidigen. Gemäss
ihrer Wahlplattform versprachen die Christlichsozialen, sich für einen Ausstieg aus der
Kernenergie, die Vereinheitlichung der Schulbildung auf Bundesebene und für eine
Aufhebung des kantonalen Steuerwettbewerbs einzusetzen. Die vor allem im Kanton
Freiburg stark verankerte CSP schaffte es allerdings nicht, ihren Sitz im Nationalrat zu
verteidigen. Marie-Thérèse Weber-Gobet, die noch während der Legislatur für den
bekannten Hugo Fasel nachgerückt war, vereinte zwar viele Stimmen auf sich, der
Wähleranteil der Partei war mit 5,5% aber zu gering für den anvisierten Sitzerhalt. Die
Christlichsozialen waren neben Freiburg auch in den Kantonen Zürich (0,2%) und Wallis
(0,7%) angetreten – allerdings ebenfalls ohne zählbaren Erfolg. Die ursprünglich
geplanten Listen in den Kantonen Zug und Jura kamen nicht zustande. Damit war die
CSP erstmals seit 1991, als sie den Sitz mit Fasel erobert hatte, nicht mehr im nationalen
Parlament vertreten. 21

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Bei den kantonalen Wahlen im Kanton Freiburg konnte die CSP trotz Wählerverlusten (-
1 Prozentpunkt; neu 3,7%) ihre vier Sitze halten. Pierre-Olivier Nobs, der ins Rennen um
die Staatsratssitze stieg, schaffte es in zwei Umgängen jedoch nicht, an den arrivierten
Parteien vorbei zu kommen. 22

WAHLEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die CSP Schweiz hatte sich 1997 aus den jeweils unabhängigen Kantonalparteien Jura,
Freiburg, Luzern und Zürich national zusammengeschlossen. Seit 2002 gehörte auch
die CSP Valais Romand dazu, nicht aber die CSP Oberwallis, die zur CVP-Familie gehört.
Insgesamt verfügte die CSP Ende Berichtjahr in den Kantonen über 16 Mandate (ZH: 1;
FR: 4; JU: 8; VS: 3), wobei die drei Sitze im Kanton Wallis bei den
Gesamterneuerungswahlen verteidigt werden konnten. Der Sitz in Zürich fiel bereits
2012 der CSP zu, weil der für die Christlich-Sozialen auf der Liste der Grünen
antretende Kandidat als Ersatz für eine zurücktretende Kantonsrätin der GP
nachrutschte. 23

WAHLEN
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

Andere Parteien

Im Kanton Jura eroberten die Christlichsozialen ihren 1994 verlorenen Regierungssitz
wieder zurück.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Die von der CVP unabhängigen Christlichsozialen brachen bei den kantonalen
Parlamentswahlen in Freiburg von zehn auf vier Sitze ein. In Obwalden, wo sich die CSP
2002 von der CVP getrennt hatte, musste sie sich erstmals in kantonalen Wahlen
bewähren. Sie konnte mit einem Stimmenanteil von 17% zehn der 55 Parlamentssitze
erobern und ihre beiden Regierungsmandate behalten. Im Jura verteidigte Laurent
Schaffter ebenfalls den christlichsozialen Regierungssitz; im Parlament erhöhte die CSP
ihre Sitzzahl auf neun (+1). Die CSP Schweiz unterstützte einstimmig die linke Kosa-
Initiative und alle vom Parlament beschlossenen Vorlagen mit Ausnahme der Asyl- und
Ausländergesetze. 24

WAHLEN
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die CSP erreichte erneut einen Sitz im Nationalrat  (Fasel, FR), dies bei einem
Stimmenanteil von 0,4%.

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

1) LNN und Vat., 2.4.90.
2) Dém., 24 Heures und Suisse, 22.10.90; VO, 25.10.90.
3) LNN, 21.3. und 23.4.91; NZZ, 11.4. und 23.4.91.
4) BüZ, 1.5.-3.5. und 6.5.91; NZZ, 3.5.91.
5) Presse vom 19. und 20.11.91; Lib., 15.11.91.
6) Presse vom 8.3. und 9.3.93; NF, 16.2., 18.2. und 19.2.93. 
7) Presse vom 28.3.1994.
8) Presse vom 2.5.94.
9) Presse vom 25.10.1994. 
10) Presse vom 4.3.13; NF, 5.3.13; WB, 11.3.13; www.vs.ch; www.statistik.admin.ch; NF, 12.1. und 17.1.13; WB, 30.1.13; NF und
WB, 31.1.13; WB, 14.2.13; NF, 23.2.13; WB, 26.2.13.
11) Presse vom 30.4.90; LNN, 2.5. und 2.7.90; NZZ, 30.5.90; Vat., 2.5.90.
12) Presse vom 22.10., 23.10. und 5.11.90; Ww, 1.11.90; WoZ, 2.11.90; Dém., 22.12.90.
13) Presse vom 24.10. und 7.11.1994. 
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14) Presse vom 7.3. und 8.3.94; NZZ, 17.2.92, 7.1. und 11.2.94; WoZ extra, 18.2.94; LNN, 13.1., 22.1. und 26.2.94; SGT, 7.3.94.
15) BZ, 6.11.91; NZZ, 18.11. und 28.11.91; BZ, 20.11.91. 
16) Vgl. auch Lit. Longchamp, 1999.
17) NZZ, 16.1. und 19.6.07; NZZ und TG, 25.6.07; NZZ, 20.7.07; NZZ, 27.8.07.
18) www.evp.ch; BZ, 32.5.11; TG, 19.7.11; LT, 8.10.11; TG, 15.10.11; LT, 21.10.11; AZ, 4.10.11; www.la-gauche.ch; Bundeskanzlei: In
der Kürze liegt die Würze.
19) BüZ vom 19.9.91
20) Lib. vom 19.1 1.91; BüZ vom 22.10.91; Dém. vom 30.8.91
21) Lib. 17.1.11; BaZ, 19.1.11; SN, 23.5.11; NZZ, 22.9.11; Presse vom 24.–26.10.11.; Lit. BFS.
22) Presse vom 14.11. und 5.12.11; in den anderen sechs Kantonen, in denen im Berichtsjahr kantonale Wahlen stattfanden (AI,
AR, ZH, LU, TI, BL), trat die CSP nicht an.
23) www.csp-pcs.ch.
24) Siehe dazu SPJ 2002, S. 331. Bei der CSP Schweiz hat die CSP OW Beobachterstatus.
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